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Liebe Freundinnen und Freunde,
liebe Leserinnen und Leser,

nun ist es soweit. Unsere neue Partei
DIE LiNKE. ist gegründet. Im Laufe des
Sommers nehmen auch unsere neuen
Kreis- und Landesverbände ihre Arbeit
auf. Der Zuspruch, den wir von vielen
Seiten erhalten, ist unglaublich. Seit un-
serem Bundeskongress konnten wir
schon über dreitausend neue Mitglieder
begrüßen. Auch in Karlsruhe kommen
fast täglich Menschen in unser Büro,
möchten mitmachen und wollen Mitglied
werden.

Wen wundert es da, wenn uns sogar
konservative Meinungsforschungsinsti-
tute zwischen 11 % und 14 % Stimmen
prognostizieren. Wir sind jetzt die stärk-
ste Oppositionspartei in Deutschland.
Und wir wollen noch stärker werden,
vor allem in den westlichen Bundeslän-
dern. Jetzt werden wir auch der Politik
im „Ländle“ unseren Stempel aufdrük-
ken.

Wir werden uns die typischen Länder-
themen vornehmen wie die unsägliche
Bildungspolitik des Landes, Umwelt und
Naturschutz und vieles mehr. Und wir
werden uns verstärkt um kommunalpo-
litische Themen kümmern wie U-Strab,
Schulsozialarbeit oder den Umgang mit
ALG II-Betroffenen. Dazu brauchen wir
aber noch viele Köpfe und noch mehr
Hände, die mit anpacken. Schließlich
bauen wir auf.

Bauen Sie mit an unserem neuen Haus
und überlassen Sie Politik nicht „denen
da oben“.  Mitmachen, mitgestalten und
mitbestimmen – für mehr soziale Gerech-
tigkeit.

Ihre Karin Binder
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Nun ist es soweit. Am 16. Juni hat sich
bundesweit die Partei DIE LINKE. ge-
gründet. Entstanden ist die Partei aus
den Parteien WASG und Linkspartei. Zu
ihren Vorsitzenden wählte der
Gründungsparteitag in Berlin Lothar
Bisky, bisher Vorsitzender der Linkspar-
tei und Oskar Lafontaine, bisher
Fraktionschef der Linken im Bundestag.

Schon kurz nach der Parteigründung sind
mehrere Tausend neue Mitglieder der Par-
tei beigetreten. Sie haben damit zum
Ausdruck gebracht, dass sie die Idee der
Linken nach einer sozialen und gerech-
ten Politik unterstützen. Inhaltliche
Schwerpunkte der Partei DIE LINKE.  sind

der Kampf um gerechte Löhne, eine wirk-
same Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
und eine friedliche Außenpolitik. Eben-
falls wichtig für die Partei ist das Feld
der Umwelt- und Energiepolitik . DIE LIN-
KE. steht für einen nachhaltigen Umgang
mit Ressourcen und gegen eine rein
marktwirtschaftlich orientierte Umwelt-
politik.

Sozial-Engagierte, Arbeitslose, Rentner,
Linke, Umweltschützer, Antifaschisten,
Gewerkschafter, Weltverbesserer, Exper-
ten und kritische Geister sind aufgeru-
fen sich der neuen Partei anzuschließen,
hier in Karlsruhe und anderswo...
DIE LINKE. bewegt die Politik!

Gründung des Kreisverband Karlsruhe
23. Juli 2007
18.30 Uhr, Walhalla, Augartenstr. 27

u.a. mit Karin Binder und Klaus Ernst

www.dielinke-ka.de

DIE LINKE.-Infofahrrad am 18. Juni
auf dem Karlsruher Marktplatz

Hier ist
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DER TIPP ;-)
Cooler Umgang
mit Cold-Calls

An dieser Stelle finden sich ak-
tuelle VerbraucherInnentipps,
diesmal auch mit einem
bewussten Augenzwinkern:

Wer kennt sie nicht, die ungebe-
tenen Anrufe von Werbefirmen,
Zeitungsverkäufern und vermeint-
lichen Lotterien, bei denen Sie der
Hauptgewinner sind. Diese Anru-
fe nennt man Cold-Calls und sind
eigentlich gesetzlich untersagt.
Leider hat der Gesetzgeber noch
kein wirksames rechtliches Mittel
gefunden. Etwaige Strafzahlungen
haben die entsprechenden Fir-
men bereits in ihrer Portokasse
eingeplant.

Was kann ABER jetzt der Ver-
braucher dagegen tun???

Legen Sie doch bei einem solchen
Anruf, einfach mal den Hörer mit
den Worten: „Einen Moment, bin
gleich zurück!“ zur Seite. Dann
wenden Sie sich für 10-15 Minu-
ten etwas anderem zu.

So stehlen Sie den betreffenden
Unternehmen auch mal ihre Zeit
und natürlich auch ihr Geld, in
Form der anfallenden Telefon-
kosten... Ein kleiner Tip, mit hof-
fentlich großer Wirkung. Bitte wei-
tersagen!

Karin Binder unt erwegs
in Sachen Nanotechnologie

Im Gespräch mit dem Betriebsrat

Bestellen Sie kostenlos im
Abo das Fraktionsmagazin
Clara. Tel: 0721-3548577

AUCH IM BÜROERHÄLTLICH!

Karin Binder, MdB und Sprecherin für
VerbraucherInnenpolitik der Fraktion DIE
LINKE. im Bundestag, hat sich zusammen
mit der wissenschaftspolitischen Spre-
cherin der Fraktion, Dr. Petra Sitte, über
aktuelle Entwicklungen im Bereich der
Nanotechnologie informiert. Die
Nanotechnik gilt als „Zukunftstechnolo-
gie“ und beschäftigt sich mit Materialien
deren Partikel etwa 1000mal kleiner sind
als der Durchmesser eines Haares.

Die beiden Abgeordneten besuchten in
der vergangen Woche das Forschungs-
zentrum Karlsruhe (FZK) und das Institut
für Nanotechnologie der Bundes-
forschungsanstalt für Ernährung und
Lebensmittel (BfEL). Ziel des Besuchs
war es, frühzeitig Kenntnisse über neue
Entwicklungen in der Anwendung von
Nanotechnologie im Bereich der Produk-
tion von Verbrauchs- aber auch Ge-
brauchsgütern zu erlangen.

Im Sinne eines vorsorgenden
Verbraucherschutzes sollte die Politik
sehr frühzeitig Maßnahmen ergreifen und
ausreichend Mittel für die Langzeitfolgen-
und Risikoforschung bereitstellen, so die
Grundposition der Linken. Karin Binder
wies in diesem Zusammenhang darauf
hin, dass auch langfristige Folgen für be-
stimmte Personengruppen besonders zu
untersuchen seien. Dabei sollten insbe-
sondere Kinder oder ältere Menschen
wie auch geschlechterspezifische Unter-
schiede besonders betrachtet werden.

Nanotechnologie kann künftig auch im
Lebensmittelbereich in vielfältigen For-
men in Erscheinung treten - sei es als
Zusatzstoff in Fertigprodukten zur Kon-
servierung, Färbung oder als Trennmittel,

in der Verarbeitung von landwirtschaftli-
chen Rohstoffen durch Maschinen, de-
ren Oberflächenstruktur unter Einsatz
von Nanotechnologie verändert wurde.
Aber auch sogenannte Spaß-Produkte
mit neuartigen Eigenschaften kommen
verstärkt auf den Markt.

Grundsätzlich können manche
Nanopartikel aufgrund ihrer Beschaffen-
heit ins Gewebe eindringen und sich im
Körper anreichern. Dies kann aus medi-
zinischen Gründen manchmal sogar eine
erwünschte Wirkung sein. Was aber, wenn
es zum unerwünschten Nebeneffekt wird
oder sogar die Blut-Gehirn-Schranke pas-
siert? Weitergehende Erkenntnisse über
die Auswirkungen der Nanotechnologie
auf Mensch und Umwelt sind bisher noch
recht vage. Die Vertreter des BfEL versi-
cherten jedoch, dass jeder neue Zusatz-
stoff und jedes neue Lebensmittel vor
Zulassung getestet werde und in Anbe-
tracht des bisher noch geringen
Verbreitungsgrads von Nanotechnologie
keine Gefahr für VerbraucherInnen be-
stünde.

Die beiden Abgeordneten nutzten auch
die Gelegenheit, sich im Gespräch mit
dem Vorstand des Forschungszentrums,
Prof. Dr. Reinhard Maschuw, ein Bild über
die bevorstehende Kooperation des FZK
mit der Universität Karlsruhe zu machen.
Die beiden Institutionen sollen künftig
als Karlsruhe Institute of Technology (KIT)
zusammen arbeiten. Im Austausch mit
Vertretern des wissenschaftlich-techni-
schen Rates und des Betriebsrates si-
cherten sie den MitarbeiterInnen Unter-
stützung beim Erhalt der bisher gewach-
senen vorbildlichen Formen der Mitbe-
stimmung zu.
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Aus dem Bundestag:

LINKE lehnt Miniaturausgabe
des Rechts auf Verbr aucher-
inf ormationen ab!
Der Bundestag hat das von Minister
Horst Seehofer am 5. Juli 2007 erneut
vorgelegte Verbraucherinformations-
gesetz gegen die Stimmen der Linken
verabschiedet. Einem ersten Gesetz, das
von der großen Koalition bereits 2006
verabschiedet worden war, hatte Bun-
despräsident Horst Köhler seine Unter-
schrift verweigert.

STOLPERSTEIN
STATT MEILENSTEIN

Mit dem neuen Verbraucherin-
formationsgesetz (VIG) hätte die Große
Koalition einen verbraucherpolitischen
Meilenstein setzen können. Die Betonung
liegt auf „hätte“. Denn der Gesetzent-
wurf, den die Koalition zur Entscheidung
vorlegt hat, ist höchstens ein Stolperst-
ein. Dieses Gesetz ist vielleicht ein
Bürokratiebeschaffungsprogramm, aber
kein modernes Verbraucherinformations-
gesetz. Es schreibt für die Informations-
beschaffung einen bürokratischen Auf-
wand fest, der für Verbraucher und Ver-
braucherinnen in keinem Verhältnis zum
Ergebnis steht. Wenn man/frau im Su-
permarkt wissen will, ob die Paprika an
der Gemüsetheke pestizidbelastet sind,
dann will sie/er nicht erst einen Antrag
bei der örtlichen Lebensmittelkontrolle
stellen müssen. Der Händler selbst soll-
te der Ansprechpartner sein und Aus-
kunft geben.

HEUTE SO - MORGEN SO?

Verwundert muss der/die VerbraucherIn
zur Kenntnis nehmen, was die Koalition
noch im letzten Jahr zu diesem Thema
zum Ausdruck brachte: „Mündige Ver-
braucherinnen und Verbraucher müssen
Zugang zu den Informationen haben, die
ihnen die bewusste Auswahl von Pro-

dukten und Dienstleistungen ermögli-
chen und eine eigenverantwortliche
Marktteilnahme gewährleisten.“ Und:
„Informationen sind am ehesten bei den
Unternehmen selbst erhältlich. Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sollten da-
her die Möglichkeit des Zugangs zu die-
sen Informationen bekommen. Dies gilt
für Lebensmittel, sonstige Produkte und
Dienstleistungen gleichermaßen.“

Genauso ist es! Das ist auch die Meinung
der Linksfraktion im Bundestag. Diese
Sätze stammen aus dem Entschließungs-
antrag 16/2035, den die Koalitions-
fraktionen zusammen mit der ersten Fas-
sung des Gesetzes im vergangenen Jahr
dem Bundestag vorgelegt hatten. Es
stellt sich nun die Frage, warum diese
Erkenntnisse aus dem Jahr 2006 nicht
in dem neuen Gesetzentwurf umgesetzt
wurden? Mit dem aktuellen
Entschließungsantrag der Linkfraktion
wären diese Forderungen sogar unter-
stützt worden. Aber die Koalition hat die
Chance nicht genutzt, im zweiten Anlauf
einen besseren Gesetzentwurf vorzule-
gen.

EXPERTEN WARNEN - DIE GROSSE
KOALITION IGNORIERT

Verbraucherinnen und Verbraucher müs-
sen die Informationen bekommen, die
sie benötigen, ganz gleich, ob es sich
dabei um Lebensmittel, technische Ge-
räte oder um Arzneimittel handelt oder
ob jemand Informationen zu Finanz-
dienstleistungen oder Pflegediensten
braucht.

Auch müssen die Informationen von dort
kommen, wo sie am leichtesten, am um-
fangreichsten und nicht zuletzt auch am
schnellsten verfügbar sind: von den Un-

ternehmern und den Dienstleistern di-
rekt, und zwar ohne Einschränkungen
mit Hinweis auf vermeintliche Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse oder sonsti-
ge wettbewerbsrelevante Informationen.

Aber mit dem jetzt beschlossenen Ge-
setzt jedoch macht sich die Koalition ein-
mal mehr zum willigen Anwalt von
Wirtschaftsinteressen. Die zahlreichen
berechtigten Einwände von Verbraucher-
organisationen und Datenschützern wur-
den einfach ignoriert.

VERBRAUCHER-INFORMATIONEN
MÜSSEN TRANSPARENTSEIN

Verbraucherinnen und Verbraucher sol-
len eigenverantwortlich und selbst be-
stimmt ihre Entscheidungen treffen kön-
nen. Dazu muss die Politik jedoch die
Voraussetzungen schaffen. Ein
Verbraucherinformationsgesetz, das die-
sen Namen auch verdient, hätte einen
umfassenden Anspruch auf Informatio-
nen zu gewährleisten. Es hätte den ko-
stenfreien Zugang zu Informationen zu
sichern und die Interessen der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher gegenüber
der Wirtschaft und Verwaltung zu stär-
ken. Aber das tut das nun beschlossene
Gesetz nicht! Im Interesse der
VerbraucherInnen hat die Linksfraktion
deshalb diesem Informations-
behinderungsgesetz nicht zugestimmt.

Die Regierung hat sich verpflichtet, das
Gesetz in zwei Jahren zu evaluieren. Ge-
meinsam mit den Verbraucherverbänden
müssen wir diese Gelegenheit nutzen um
mehr Rechte und mehr Transparenz in
der VerbraucherInnenpolitik durchzuset-
zen.

Die angebotene Berlinfahrt ist eine 3-tägige politische Bildungsfahrt zum Deutschen Bundestag. Sie bieten die Gelegenheit die Arbeit
unserer MdBs, der Linksfraktion und des Bundestags kennen zu lernen. Daneben gibt es ein interessantes politisches und kulturelles
Rahmenprogramm. Kosten für zentrale Unterbringung, Verpflegung und Anfahrt werden vom Deutschen Bundestag getragen.

Infos unter Ute Gsöls-Puhl, Tel: 0721-35 48 575, Mail: karin.binder@wk.bundestag.de

Berlinf ahrt : 9. bis 12. September
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Die große Koalition plant weitere Ände-
rungen am Gentechnikgesetz. Nach dem
Eckpunktepapier von Bundeslandwirt-
schaftsminister Horst Seehofer sollen
Gentechnik-Produzenten künftig für gen-
technische Verunreinigungen von Nach-
barfeldern unter 0,9% nicht mehr haften
müssen. Die gentechnikfreie Landwirt-
schaft wird so gefährdet und damit auch
die Wahlfreiheit der VerbraucherInnen.
So gelten Bio-Produkte bereits ab einem
Anteil von 0,1% an gentechnisch verän-
derten Organismen (GVO) als verunrei-
nigt – die betroffenen Bauern gingen
nach den geplanten Änderungen also leer
aus. Die Verunreinigungen muss künftig
der Geschädigte selbst nachweisen und
entsprechende Kosten tragen. Dabei
sind es gerade die relativ strengen
Haftungsregeln gewesen, die bisher die
meisten Landwirte vom Anbau gen-
technisch veränderter Organismen ab-
gehalten haben.

ABSTANDSREGELN UND
 VERUNREINIGUNGSGRENZEN VER-
SCHLECHTERT

Dies wird verstärkt durch einen vorge-
schriebenen Feldabstand von nur noch
150 Meter zwischen gentechnisch ver-
ändertem und Gentechnik freiem Anbau.
Bundesforschungsministerin Anette
Schavan forderte gar, den Abstand auf
50 Meter zu begrenzen! Zum Vergleich: In
Luxemburg wurde jüngst ein Mindestab-
stand von 800 Metern beschlossen. Und
selbst bei solchen Abständen sind Aus-
kreuzungen durch Pollenflug nicht aus-
geschlossen. Bei GVO als nachwachsen-
de Rohstoffe sind überhaupt keine Min-
destabstände vorgesehen!
Auch bei der bisherigen öffentlichen
Standortregistrierung sind Verschlechte-
rungen geplant.
Dabei müssen selbst die nun beschlos-
senen Eckpunkte bekennen, dass nicht
genügend Kenntnisse zur Auskreuzung
genetisch veränderter Pflanzen in der frei-
en Natur vorliegen.

DREI VIERTEL DER DEUTSCHEN
LEHNEN GENTECHNISCH VERÄNDER-
TE LEBENSMITTEL AB

Karin Binder, verbraucherschutz-
politische Sprecherin der Linksfraktion,

meint deshalb: „Nicht umsonst lehnt die
überwiegende Mehrheit der Bevölkerung
der Anbau gentechnisch veränderter
Nahrungsmittel ab. Dieser Mehrheits-
willen wird von der Bundesregierung mit
Füßen getreten.“

Sollte der vorgelegte Plan so in die Tat
umgesetzt werden, wäre dies ein Damm-
bruch im Bezug auf die unkontrollierte
Verbreitung der Gentechnik, wie man sie
in den USA und Spanien beobachten
kann. Der BUND sieht in den Eckpunkten
denn auch „einen Freibrief für groß-
flächige gentechnische Verunreinigun-
gen.“ Weder könnten etwaige Fehlent-
wicklungen rückgängig gemacht werden,
noch könnte ausreichend sichergestellt
werden, dass Landwirte, die zwar selber
keine Gentechnik einsetzten, tatsächlich
gentechnikfrei produzieren. Sowohl der
Landwirt als Unternehmer, als auch der
Verbraucher müssen in ihren existentiel-
len Rechten wirksam geschützt werden.

MONSANTO HÄLT WELTMARKTAN-
TEIL VON ÜBER 90%

Es stellt sich daher die Frage, wem Gen-
technik eigentlich nutzt. Häufig wird das
Welthungerproblem als Grund für die Ein-
führung von Gentechnik in der Landwirt-
schaft angeführt. Es werden aber welt-
weit genug Nahrungsmittel produziert. Der
Hunger ist also ein Verteilungsproblem.
Und das wird durch die Gentechnik ver-
schärft: Über 90% des weltweit verkauf-
ten gentechnisch veränderten Saatguts
stammen vom Gentechnik-Konzern
Monsanto. Durch gentechnisch verän-
dertes Saatgut, das jedes Jahr neu ge-
kauft werden muss, sollen Bauern welt-
weit in die Abhängigkeit von wenigen
Gentech-Konzernen geführt werden.

Die bisherigen gentechnischen Verände-
rungen zielen vor allem darauf ab die
Nutzpflanzen widerstandsfähig für einen
hemmungslosen Pestizid-Einsatz zu ma-
chen. Die von den Agrarkonzernen pro-
pagierte „Grüne Revolution“ unter Einsatz
von Hochertragssorten, Pestiziden,
Kunstdünger und Gentechnik führt lang-
fristig zu Zerstörung von Böden, Wasser
und vielen tier- und Pflanzenarten. Sie
gefährdet somit die Existenzgrundlage
nachhaltiger Landwirtschaft und damit

auch der Welternährung.
Die Einführung von Gentechnik in der
Landwirtschaft in Deutschland erscheint
besonders fragwürdig vor dem Hinter-
grund eines massiven Anstiegs der Nach-
frage nach biologisch erzeugten und so-
mit gentechnikfreien Lebensmitteln. Eine
Lockerung in der Gentechnik-
gesetzgebung würde einer Arbeitsplätze
sichernden Entwicklung die wirtschaft-
lichen Grundlagen und der deutschen
Landwirtschaft einen wichtigen Stand-
ortfaktor entziehen.

GENTECHNIK FREIE REGIONEN UN-
TERSTÜTZEN

Auch die Kreis- und Ortsgruppen der Par-
tei DIE LINKE. sind daher gefordert, sich
für die Unterstützung und Gründung von
gentechnikfreien Regionen, von denen
es schon über 70 in ganz Deutschland
gibt, zu engagieren. Auf europäischer
Ebene ist dringend zu prüfen, welche
rechtlichen Möglichkeiten bestehen, um
dieser von vielen Erzeugern und Verbrau-
chern nachdrücklich gewünschten Ent-
wicklung einen rechtlich-verbindlichen
Rahmen zu geben. Eine Novellierung der
Gentechnikgesetzgebung muss den gen-
technikfreien Anbau schützen und Ab-
stands-, Transport- und Informations-
regelungen so definieren, dass es den
Erzeugern auch weiterhin eine gen-
technikfreie Produktion möglich ist. Eine
Novellierung des Gesetzes im Sinne gro-
ßer Agrarkonzerne werden wir als
LINKE nicht mittragen.

Aktuell:  Interessen der Agrar-Konzerne
gefährden Gentechnikfr eie Landwir tschaft!

Genmais-Anbau in
Baden-Württemberg

Quelle: greenpeace
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Karin Binder, Karlsruher Bundestagsab-
geordnete der Partei DIE LINKE. begrüßt
das aktuelle Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zur „Offenlegung von Ne-
beneinkünften von Parlamentariern“.

„Die Verfassungsrichter haben richtig und
klug im Sinne der BürgerInnen entschie-
den: Von Nebentätigkeiten wie etwa in
Aufsichtsräten geht eine „besondere
Gefahr für die Unabhängigkeit“ der Ab-
geordneten aus. Die Menschen haben
einen Anspruch darauf zu erfahren bei
wem bestimmte Abgeordnete noch in
Lohn und Brot stehen.“

„Die jetzt entstehende Transparenz ist ein
Schlüssel für Vertrauen, das viele Men-
schen den etablierten Politikern nicht
mehr entgegenbringen“ so Karin Binder
weiter. „Gründe dafür waren in der Ver-
gangenheit immer wieder enge Verstrik-
kungen von Politikern mit Unternehmen
gewesen, von denen sie zusätzliche,
meist hoch dotierte, Gehälter für Bera-
ter- und Aufsichtsratstätigkeiten bezo-
gen.“

Frau Binder bezieht neben ihren Abge-
ordnetenbezügen keine weiteren Einkünf-
te. „Die Tätigkeit als Abgeordnete ist ein
Vollzeitjob. Wenn man sein Mandat ernst
nimmt kann man nur schwer weiteren
Tätigkeiten nachkommen.“

Frau Binder hofft, dass die jetzt verpflich-
tende Offenlegung hoffentlich dazu bei-
tragen wird, die gängige Praxis der Ne-
beneinkünfte grundsätzlich zurückzu-
drängen. Darum hat Frau Binder schon
in der Vergangenheit die Aktion „Neben-
einkünfte veröffentlichen“ von
campact!de unterstützt.

Web-Tip: www.campact.de

Offenlegung der Nebeneinkünften
von PolitikerInnen:
Kluge Entscheidung der Verfassungsrich-
ter: Offenlegung ist Transparenz die den
BürgerInnen zusteht!

Weit über 50.000 Menschen unter-
stützen bisher die Kampagne für ein
NPD-Verbot. Darunter sind Promi-
nente, wie Hannelore Elsner und
Peter Sodann, der Bürgermeister
von Wunsiedel Karl-Willi Beck und
die Oberbürgermeisterin von Halle
Ingrid Häußler, der katholische Bi-
schof Prof. Gerhard Ludwig Müller
und das ehemalige Vorstandsmit-
glied der Deutschen Bank Dr. Edgar
Most. Es sind zahlreiche Überleben-
de aus Konzentrationslagern und fa-
schistischen Haftstätten, Vertreter
politischer Parteien und besonders
der Gewerkschaften, die mit ihrem
Namen hinter dieser Forderung ste-
hen.

„Diese breite Bewegung für das NPD-
Verbotsverfahren ist ein sichtbares
Zeichen von bürgerschaftlichem an-
tifaschistischem Engagement, wel-
ches heute dringender denn je ist,
wenn man nur die Naziaufmärsche
und andere Provokationen sowie
das Auftreten von Nazis in Landes-
parlamenten betrachtet“, so in ei-
ner Meldung der VVN (Vereinigung
der Verfolgten des Naziregimes).
„Das bisherige Ergebnis unter-
streicht einmal mehr unser aktives
Eintreten für eine wehrhafte Demo-
kratie gegen Rassismus, Fremden-
feindlichkeit, Intoleranz und
Geschichtsverfälschung“, betonte
Prof. Heinrich Fink (Vorsitzender der
VVN-BdA).

Auch DIE LINKE. und ihr Jugendver-
band unterstützen diese wichtige
Kampagne, wenngleich allen klar
ist, Rassismus und gewalttätige
Neonazis wird man so nicht los. Un-
umgänglich ist  eine aktive Bekämp-
fung von Rassismus und Vorurtei-
len im Alltag sowie eine Unterstüt-
zung von antirassistischen Initiati-
ven. Für die Karlsruher besteht am
21. Juli 2007 die Möglichkeit die
Kampagne direkt zu unterstützen.
Auf „Das Fest“ wird gibt es einen
Infostand der Aktion. Schauen Sie
vorbei!

Web: www.npd-verbot-jetzt.de

Bundeswehr raus aus Afghanistan!
15. September 2007, Berlin

Weitere Infos: www.afghanistandemo.de

Bundesweite DemonstrationInteressenten und MitfahrerInnen
bitte im Büro melden.
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Nachricht en aus der Linksfraktion
Donnerstag, 19 Uhr
02. August 2007
Sommerstammtisch
mit Karin Binder (MdB)
Ort: Walhalla, Augartenstr. 27,
KA-Südstadt

Mittwoch, 18. 30 Uhr
29. August 2007
Linker Stammtisch: Einstieg in
die Kommunalpolitik
mit Reinhard Neudörfer vom
Kommunlapolitischen Forum BaWü
- Vernetzung Linker
KommunlapolitikerInnen.
Ort: Walhalla, Augartenstr. 27,
KA-Südstadt

Mittwoch, 18 Uhr
19. September 2007
Linker Arbeitskreis
Kommunalpolitik  Karlsruhe der
Ort: Wahlkeis-Büro, Kreuzstr. 4, KA
(Nähe Marktplatz)

Mittwoch, 18 Uhr
10. Oktober 2007
Linker Arbeitskreis
Kommunalpolitik  Karlsruhe der
Ort: Wahlkeis-Büro, Kreuzstr. 4, KA
(Nähe Marktplatz)

Wochenende,
20. /21. Oktober 2007
Landes-Gründungsparteitag
der Partei „DIE LINKE.“
Ort: Stuttgart

Weitere Termine unter:
www.dielinke-ka.de

Veranstaltungen

06. 07. 2007 - Gregor Gysi

DIE LINKE fordert
unverzügliches Ende der
deutschen OEF-Beteiligung
in Afghanistan

Die Fraktion DIE LINKE fordert die Bun-
desregierung auf, jegliche deutsche Be-
teiligung am OEF-Einsatz in Afghanistan
unverzüglich zu beenden und dies auch
für die Zukunft auszuschließen.

Die Militäreinsätze in Afghanistan haben
zu mehr Gewalt und mehr Terror im Lan-
de geführt und viele zivile Opfer geko-
stet. Die Taliban leben nicht mehr in Af-
ghanistan, sondern kommen zu Kämp-
fen aus Pakistan nach Afghanistan „an-
gereist“. Die Bundeswehr muss insge-
samt aus Afghanistan abgezogen werden.
Der erste und vordringliche Schritt dazu
ist aber, die deutsche Beteiligung am so-
genannten Anti-Terror-Einsatz Enduring
Freedom sofort zu beenden und auch
künftig auszuschließen. Denn gerade die-
se Operationen haben zur Gewalt-
eskalation im Lande beigetragen. An völ-

13.07.2007 – Oskar Lafontaine

DIE LINKE wirkt: Längeres
Arbeitslosengeld ist Gebot
der Stunde

Zu Forderungen aus der Union, den BA-
Überschuss für eine Verlängerung der
Zahldauer des Arbeitslosengeldes I ins-
besondere für ältere Arbeitslose zu nut-
zen, erklärt der Vorsitzende der Fraktion
DIE LINKE, Oskar Lafontaine:

Eine längere Auszahlung des Arbeitslo-
sengeldes vor allem für ältere Arbeitslo-
se ist das Gebot der Stunde. Es muss
endlich Schluss sein mit der Enteignung
von Menschen, die oft Jahrzehnte in die
Arbeitslosenkasse eingezahlt haben und
jetzt mit Brosamen abgespeist werden.
Mit den Hartz-Gesetzen, die die CDU/
CSU mit zu verantworten hat, wurde die
Absicherung vor Arbeitslosigkeit zur Far-
ce gemacht. Das muss rückgängig ge-
macht werden.

Dass nun Teile der Union diese Forde-
rung der LINKEN aufgreifen, zeigt nur, wie
sehr DIE LINKE die Politik in Deutsch-
land verändert. Doch wenn die Unions-
Politiker ihre diesbezüglichen Forderun-
gen ernst meinen, müssen sie die Lohn-
nebenkostensenker in den eigenen Rei-
hen zur Räson bringen. Wer angesichts
der BA-Überschüsse wieder nur Beitrags-
senkungen im Blick hat, führt das
Versicherungsprinzip endgültig ad absur-
dum und füllt weiter den Unternehmen
die Taschen.

DIE LINKE fordert im Bundestag, dass im
Grundsatz jedes Jahr Beitragszahlung zu
einem Monat Arbeitslosengeldbezug füh-
ren muss. Mindestens aber sollen, eine
Beitragszahlung von zwei Jahren voraus-
gesetzt, Menschen mit Behinderungen
oder über 55 Jahre Anspruch auf 24 Mo-
nate und Menschen über 60 Jahre auf 30
Monate Zahlung des Arbeitslosengeldes
haben.

kerrechtswidrigen Militäreinsätzen darf
sich die Bundesrepublik Deutschland
nicht beteiligen.

Der Zweite Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts hat in seinem Urteil be-
züglich der Organklage der Fraktion Die
Linke vom 3. Juli 2007 die Frage offenge-
lassen, ob die Militäreinsätze im Rahmen
der Operation Enduring Freedom mit dem
Völkerrecht vereinbar sind. Das Bundes-
verfassungsgericht hat allerdings nicht
ohne Grund auf der klaren Trennung zwi-
schen UN-mandatierten ISAF.Einsätzen
und den Einsätzen einer „Koalition der
Willigen“ in der OEF beharrt.

Der Anti-Terror Einsatz unter OEF ist
nicht von der UNO mandatiert. Er ist
sechs Jahre nach den Terroranschlägen
von New York und Washington auch
nicht mehr mit dem Recht auf Selbstver-
teidigung nach Artikel 51 der UN-Charta
zu begründen, zumal die Vereinten Na-
tionen mit dem ISAF-Einsatz selber aktiv
geworden sind. Die Operation Enduring
Freedom ist mit dem Völkerrecht nicht
in Einklang zu bringen.

Gregor Gysi zu Besuch im
Karlsruher Wahlkreisbüro

Bilder aus dem Wahlkr eis
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Datensschutz und Große Koalition:

BIG SCHÄUBLE will es* wissen.
(*UND ZWAR ALLES)

Die Bundesregierung will sechs Mona-
te Telefon-, Handy- und E-Mail-
Kontaktdaten speichern. Der Wider-
stand wächst: Ein bundesweiter
Zusammenschluss von Bürgerrecht-
lern, Datenschützern und Usern for-
dert das Gesetzesvorhaben auszuset-
zen.

Der Bundestag hat in seiner ersten Le-
sung den Gesetzentwurf zur Einführung
einer allgemeinen Speicherung von
Kommunikations-, Bewegungs- und
Internetdaten (sog. Vorratsdaten-
speicherung) beraten. Die Bundesregie-
rung hatte zuvor ihre Unterstützung für
weitere Verschärfungen des Vorhabens
signalisiert – sie unterstützt die Forde-
rung, auch privaten »Rechteinhabern« die
Identifizierung von Internetnutzern zu
ermöglichen, etwa um die Nutzung von
Tauschbörsen im Internet abmahnen zu
können. Selbst zur Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten wie Falschparken will
die Bundesregierung die Nutzung der Vor-
ratsdaten zulassen.

SPEICHERN, SPEICHERN, SPEICHERN
...UND NICHT AN DIE BÜRGER-
RECHTE DENKEN

Nach Plänen von SPD und Union soll ab
2008 über Monate hinweg gespeichert
werden, wer mit wem per Telefon, Handy
oder E-Mail in Verbindung gestanden
hat. Erstmals sollen ohne jeden Verdacht
einer Straftat sensible Informationen
über die sozialen Beziehungen, die Be-
wegungen und die individuelle Lebens-
situation (z.B. Kontakte mit Ärzten,
Rechtsanwälten, Telefonseelsorge, AIDS-
Beratung) von über 80 Millionen Bundes-
bürgerinnen und Bundesbürgern gesam-
melt werden. Dieses beispiellose Vorha-
ben stellt die bislang größte Gefahr für
unser Recht auf ein selbstbestimmtes
und privates Leben dar.

Dass die Regierung laut Haushaltsplan
2008 jetzt auch die „Auswertung von
Massendaten“ verbessern will, zeigt,
dass wir noch lange nicht am Ende der
Überwachungsrutschbahn von CDU/
CSU und SPD angekommen sind, son-
dern immer weiter in Richtung Kontroll-
und Überwachungsstaat abgleiten. Dies

bestätigt der Arbeitskreis Vorratsdaten-
speicherung, ein bundesweiter
Zusammenschluss von Bürgerrechtlern,
Rechtanwälten, Datenschützern und
Internet-Nutzern, und fordert einen
Stopp des Gesetzesvorhabens.

Der Widerstand gegen die von der Bun-
desregierung geplante sechsmonatige
Speicherung aller Telefon-, Handy- und
E-Mail-Kontakte weitet sich aus.
Der Arbeitskreis ruft seit November 2006
zur Anmeldung für eine Verfassungsbe-
schwerde gegen die geplante Vorrats-
datenspeicherung auf. Von den mehr als
15.000 Bürgern, die sich bislang melde-
ten, schickten mehr als 6.000
Unterstützer dem Berliner Rechtsanwalt
Meinhard Starostik bereits eine schrift-
liche Vollmacht. Die Verfassungsbe-
schwerde soll eingereicht werden, so-
bald der Bundestag ein Gesetz zur Ein-
führung der Vorratsdatenspeicherung
verabschiedet. Jeder zehnte der Be-
schwerdeführer ist in einem Vertrauens-
beruf tätig, darunter sind Ärzte, Apothe-
ker, Rechtsanwälte, Geistliche, Psycho-
logen, Sozialarbeiter und Journalisten.

An prominenten Beschwerdeführern
sind neben dem Bielefelder Rechts-
professor Christoph Gusy und dem Prä-
sidenten der Internationalen Liga für
Menschenrechte Rolf Gössner der
Europaabgeordnete Tobias Pflüger und
der Bundestagsabgeordnete Jan Korte,
DIE LINKE.

UNTERSTÜTZUNG WICHTIG

Die geplante Speicherung von
Telekommunikationsdaten betrifft auch
die Partei DIE LINKE.,unsere
MitgliederInnen und Interessenten, so-
wie Menschen die bei uns Rat und Hilfe
suchen. Deshalb ist es wichtig, dass sich
auch aus unseren Reihen viele
UnterstützerInnen der Verfassungs-
beschwerde anschließen.
Ein Meldeformular für die kostenfreie
Beteiligung an der Klage und eine Liste
der BeschwerdeführerInnen befinden
sich auf der Homepage des Arbeitskrei-
ses Vorratsdatenspeicherung

Web: www.vorratsdatenspeicherung.de

Thematische
Infoveranstaltung:

Freiheit und
Sicherheit im
Präventivstaat

Vortrag mit Matthias
Kempka, Freiheitsredner
aus Karlsruhe zum Thema
"Freiheit und Sicherheit im
Präventivstaat" - woher
kommt der Freiheitsbegriff
in der europäischen Traditi-
on - seine Durchsetzung -
und wie dies im Gegensatz
zu der "Sicherheit vor Ter-
rorismus" steht.

Im Anschluss an den ca. 45
min. Vortrag geht M.
Kempka auf die aktuellen
Entwicklungen ein, darunter
die Vorratsdaten-
speicherung und die
biometrischen Pässe. An-
schließend Diskussion.

Mittwoch,
05. September 2007,
um 19 Uhr
Gaststätte Walhalla
Augartenstr. 27,
KA-Südstadt



www .karinbinder .de

Immer mehr Menschen wehren sich ge-
gen die unsoziale Politik der schwarz-ro-
ten Regierung.  Die Partei DIE LINKE. tritt
deshalb zu Wahlen an, organisiert Ver-
anstaltungen sowie Kampagnen und lädt
alle BürgerInnen dazu ein, mitzumachen
und soziale Alternativen zu entwickeln.
Auch in Karlsruhe und anderswo in Ba-
den-Württemberg gibt es aktive Ortsgrup-
pen.

Kreisbüro DIE LINKE. KV Karlsruhe:
Tel: 0721-3 54 85 77
Mail: info@dielinke-ka.de
Net: www.dielinke-ka.de

So kommen Sie zu uns:
Sie erreichen uns am besten mit der Stra-
ßenbahn bis Haltestelle „Marktplatz“.

Öffnungszeiten:
Montag - Mittwoch 10-12 Uhr
Donnerstags 14-18 Uhr

Kontakt zu anderen Ortsgruppen:
Tel: 0711-241045
Mail: info@dielinke-bw.de
Net: www.dielinke-bw.de

Mein Team... Bilder aus dem Wahlkr eis:
Karin Binder unterstützt eine Demo gegen den
G8-Gipfel in Heiligendamm

JETZT: Aktiv werden!

Sozialabbau stoppen!

Büro

Kaiserstraße

Marktplatz
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So finden Sie uns!

...in Karlsruhe:

Ute Gsöls-Puhl
karin.binder@wk.bundestag.de
Tel: 0721-3548575

Gregor Mohlberg
gregor@karin-binder.de
Tel: 0721-3548577

...in Mannheim:

Damian Ludewig
damian@karin-binder.de
Tel: N.N.

Sudoku, das beliebte Zahlenrätsel
gibt es in jeder Ausgabe von
kurz&bündig neu.
So geht’s: Das Puzzle muss vervoll-
ständigt werden, dass...

a) in jeder waagerechten Zeile,
b) in jeder senkrechten Zeile und
c) in jedem der neun Quadrate jede
Ziffer von 1 bis 9 einmal auftaucht.

Sudoku

>>> Viel Spaß beim knobeln!

4

7

8

4

3 2

1

19

8

5

83

5

2

3 9
5

9

27

4

7
6

W
iss. M

itarbeiter
B

üroleiterin
W

iss. M
itarbeiter

Sommerpause: Das Büro ist vom
6. bis zum 17. August geschlossen.


